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dieses Kapitels vorsehen. Bei Verletzung eines anderen Gesetzes kann auf 
Strafarrest erkannt werden, wenn die Straftat ein Vergehen ist.

(2) Der Strafarrest wird unter Berücksichtigung des Grades der Gesell­
schaftswidrigkeit der Tat vor allem gegen solche Militärpersonen ange­
wandt, die aus grober Mißachtung der militärischen Disziplin und Ord­
nung eine Straftat begehen. Mit der Verurteilung zu Strafarrest soll der 
Täter zur Achtung der gesetzlichen und militärischen Bestimmungen so­
wie zu einer verantwortungsbewußten Einstellung zur militärischen 
Disziplin und Ordnung angehalten werden.

(3) Der Strafarrest wird für die Dauer von einem Monat bis zu drei 
Monaten ausgesprochen.

§253
(1) Die Kommandeure haben die sich aus Artikel 3 dieses Gesetzes er­

gebenden Aufgaben in ihrem Zuständigkeitsbereich zu erfüllen. Sie stützen 
sich dabei auf die militärischen Kollektive und anderen gesellschaftlichen 
Kräfte.

(2) Handlungen, die zwar dem Wortlaut eines gesetzlichen Tatbestandes 
dieses Kapitels entsprechen, sind keine Militärstraftaten, wenn die Folgen 
für die Aufrechterhaltung der militärischen Disziplin und Einsatzbereit­
schaft sowie die Schuld des Täters gering sind und mit Rücksicht auf die 
Schwere und die Umständet der Tat sowie die Persönlichkeit des Täters 
bei Anwendung der Disziplinarvorschrift durch den Kommandeur die Ein­
haltung der sozialistischen Gesetzlichkeit durch den Täter zu erwarten ist.

(3) Über Vergehen nach den Kapiteln 2 bis 8 dieses Gesetzes entscheiden 
die Kommandeure nach Übergabe durch die Militärjustizorgane auf der 
Grundlage der Disziplinarvorschrift, wenn die Voraussetzungen des § 28 
Absatz 1 vorliegen.

(4) Die Kommandeure entscheiden über die disziplinarische Verantwort­
lichkeit von Militärpersonen,, die Verfehlungen begangen haben.

§254
Fahnenflucht

(1) Wer seine Truppe, seine Dienststelle oder einen anderen für ihn be­
stimmten Aufenthaltsort verläßt oder ihnen fernbleibt, um sich dem 
Wehrdienst zu entziehen, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
sechs Jahren bestraft.

(2) In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von zwei bis 
zu zehn Jahren bestraft. Ein schwerer Fall liegt insbesondere vor, wenn 
die Tat
1. mit dem Ziel begangen wird, das Staatsgebiet der Deutschen Demokra­

tischen Republik zu verlassen oder diesem fernzubleiben;
2. unter Mitnahme einer Waffe erfolgt, oder zur Verwirklichung der Tat 

Gewalt gegen andere Personen angewandt oder mit Gewalt gedroht 
wird;
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